
LPVG - Auszug 
  

§ 10 
 

(1) Wahlberechtigt sind alle Beschäftigten, die am Wahltage das 18. Lebensjahr vollendet 

haben. 

(2) Wer zu einer Dienststelle abgeordnet ist oder im Wege einer Zuweisung oder Personal-

gestellung Dienst- oder Arbeitsleistungen erbringt, wird in ihr wahlberechtigt, sobald die 

Abordnung, die Zuweisung oder die Personalgestellung länger als sechs Monate gedauert hat; 

im gleichen Zeitpunkt tritt, außer im Falle der Gestellung, der Verlust des Wahlrechts bei der 

bisherigen Dienststelle ein. 

(3) Wahlberechtigt sind nicht Beschäftigte, die 

a) infolge Richterspruchs das Recht, in öffentlichen Angelegenheiten zu wählen oder zu 

stimmen, nicht besitzen, 

b) voraussichtlich nur für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten beschäftigt werden, 

c) am Wahltag seit mehr als achtzehn Monaten unter Wegfall der Bezüge beurlaubt sind. 

d) in § 8 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 und 3 genannt sind, 

e) bei Altersteilzeit im Blockmodell in die Freistellungsphase eintreten. 

(4) Beschäftigte in der Berufsausbildung sind nur bei der Dienststelle wahlberechtigt, die von 

der die Ausbildung leitenden Stelle als Stammdienststelle erklärt wird. 

(5) Beamtinnen und Beamte in der Schulaufsicht bei den Bezirksregierungen sind bei der 

Dienststelle wahlberechtigt, der sie angehören. Beamtinnen und Beamte in der Schulaufsicht 

bei den Schulämtern sowie im Landesdienst beschäftigtes Verwaltungspersonal an Schulen 

sind zu dem bei der jeweiligen Bezirksregierung gebildeten Bezirkspersonalrat der allge-

meinen Verwaltung wahlberechtigt. 

 

§ 11 
 

(1) Wählbar sind alle Wahlberechtigten, die am Wahltage seit sechs Monaten derselben 

Körperschaft, Anstalt oder Stiftung angehören. 

(2) Nicht wählbar sind Beschäftigte, die 

a) infolge Richterspruch die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht 

besitzen, 

b) zu selbständigen Entscheidungen in Personalangelegenheiten der Dienststelle befugt sind 

sowie die in § 8 Abs. 1 Satz 3 genannten sonstigen Beauftragten, sofern diese nach einer 

Wahl die mit der Beauftragung eingeräumten Befugnisse weiter ausüben, 

c) am Wahltag seit mehr als sechs Monaten unter Wegfall der Bezüge beurlaubt sind, 

d) nach der Wahl Aufgaben einer Gleichstellungsbeauftragten der Dienststelle wahrnehmen. 

(3) Nicht wählbar sind Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Gemeinden und der 

Gemeindeverbände, die dem in deren Verfassung vorgesehenen obersten Organ angehören. 

 

§ 12 
 

Besteht die Körperschaft, Anstalt oder Stiftung oder in der Landesverwaltung die Dienststelle, 

der die oder der Beschäftigte angehört, weniger als sechs Monate, so bedarf es für die 

Wählbarkeit nicht der Voraussetzungen des § 11 Abs. 1. 

 

 



§ 13 
 

(1) In allen Dienststellen mit in der Regel mindestens fünf wahlberechtigten Beschäftigten, 

von denen drei wählbar sind, werden Personalräte gebildet. 

(2) Dienststellen des Landes, bei denen die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht gegeben 

sind, werden von der übergeordneten Dienststelle im Einvernehmen mit der Stufenvertretung 

einer benachbarten Dienststelle zugeteilt. 

(3) Der Personalrat besteht in Dienststellen mit in der Regel 

5 bis 20    wahlberechtigten Beschäftigten aus einer Person, 

21 bis           50       wahlberechtigten Beschäftigten aus drei Mitgliedern, 

51 bis 150     Beschäftigten aus fünf Mitgliedern, 

151 bis 300     Beschäftigten aus sieben Mitgliedern, 

301 bis 600     Beschäftigten aus neun Mitgliedern, 

601 bis 1000     Beschäftigten aus elf Mitgliedern. 

Die Zahl der Mitglieder erhöht sich in Dienststellen mit 1001 bis 5000 Beschäftigten um je 

zwei für je weitere angefangene 1000, mit 5001 und mehr Beschäftigten um je zwei für je 

weitere angefangene 2000. 

(4) Die Höchstzahl der Mitglieder beträgt fünfundzwanzig. 

 

§ 14 
 

(1) Sind in der Dienststelle Angehörige verschiedener Gruppen beschäftigt, so muss jede 

Gruppe entsprechend ihrer Stärke im Personalrat vertreten sein, wenn dieser aus mindestens 

drei Mitgliedern besteht. Bei gleicher Stärke der Gruppen entscheidet das Los. Macht eine 

Gruppe von ihrem Recht, im Personalrat vertreten zu sein, keinen Gebrauch, so verliert sie 

ihren Anspruch auf Vertretung. 

(2) Der Wahlvorstand berechnet die Verteilung der Sitze auf die Gruppen nach den 

Grundsätzen der Verhältniswahl. 

(3) Eine Gruppe erhält mindestens 

bei weniger als 51 Gruppenangehörigen ein Mitglied, 

bei 51 bis 200 Gruppenangehörigen zwei Mitglieder, 

bei 201 bis 600 Gruppenangehörigen drei Mitglieder, 

bei 601 bis 1000 Gruppenangehörigen vier Mitglieder, 

bei 1001 bis 3000 Gruppenangehörigen fünf Mitglieder, 

bei 3001 und mehr Gruppenangehörigen sechs Mitglieder. 

(4) Eine Gruppe, der in der Regel nicht mehr als fünf Beschäftigte angehören, erhält nur dann 

eine Vertretung, wenn sie mindestens ein Zwanzigstel der Beschäftigten der Dienststelle 

umfasst. Erhält sie keine Vertretung und findet Gruppenwahl statt, so kann sich jede oder 

jeder Angehörige dieser Gruppe durch Erklärung gegenüber dem Wahlvorstand einer Gruppe 

anschließen. 

(5) Der Personalrat soll sich aus Mitgliedern der verschiedenen Beschäftigungsarten 

zusammensetzen. 

(6) Frauen und Männer sollen ihrem zahlenmäßigen Anteil in der Dienststelle entsprechend 

vertreten sein. 

 

 



§ 15 
 

(1) Die Verteilung der Mitglieder des Personalrats auf die Gruppen kann abweichend von      

§ 14 geordnet werden, wenn jede Gruppe dies vor der Neuwahl in getrennter geheimer 

Abstimmung beschließt. 

(2) Für jede Gruppe können auch Angehörige anderer Gruppen vorgeschlagen werden. Die 

Gewählten sind Mitglieder derjenigen Gruppe, für die sie vorgeschlagen worden sind. 

 

§ 16 
 

(1) Der Personalrat wird in geheimer und unmittelbarer Wahl gewählt. 

(2) Besteht der Personalrat aus mehr als einer Person, wählt jede Gruppe ihre Mitglieder       

(§ 14) je in getrennten Wahlgängen, es sei denn, das die wahlberechtigten Angehörigen jeder 

Gruppe vor der Neuwahl in getrennten geheimen Abstimmungen die gemeinsame Wahl 

beschließen. Der Beschluss bedarf der Mehrheit der Stimmen aller wahlberechtigten 

Beschäftigten jeder Gruppe. 

(3) Die Wahl wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeführt. Wird nur ein 

Wahlvorschlag eingereicht, so findet Personenwahl statt. In Dienststellen, deren Personalrat 

aus einer Person besteht, wird dieser mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. Das gleiche gilt 

für Gruppen, denen nur ein Mitglied im Personalrat zusteht. 

(4) Zur Wahl des Personalrats können die wahlberechtigten Beschäftigten und die in der 

Dienststelle vertretenen Gewerkschaften Wahlvorschläge machen. Die nach § 11 Abs. 2 nicht 

wählbaren Beschäftigten dürfen keine Wahlvorschläge machen oder unterzeichnen. Die oder 

der Beschäftigte darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. 

(5) Bei einer Wahl in getrennten Wahlgängen muss jeder Wahlvorschlag der Beschäftigten 

von mindestens einem Zwanzigstel der wahlberechtigten Gruppenangehörigen, jedoch von 

mindestens drei wahlberechtigten Gruppenangehörigen, unterzeichnet sein; in jedem Fall 

genügt die Unterzeichnung durch 100 wahlberechtigte Gruppenangehörige. 

(6) Bei gemeinsamer Wahl muss jeder Wahlvorschlag der Beschäftigten von mindestens 

einem Zwanzigstel der wahlberechtigten Beschäftigten, jedoch von mindestens drei wahl-

berechtigten Beschäftigten, unterzeichnet sein; in jedem Fall genügt die Unterzeichnung 

durch 100 wahlberechtigte Beschäftigte. Werden bei gemeinsamer Wahl für eine Gruppe 

gruppenfremde Bewerberinnen und Bewerber vorgeschlagen, muss der Wahlvorschlag von 

mindestens einem Zwanzigstel der wahlberechtigten Angehörigen dieser Gruppe 

unterzeichnet sein. 

(7) Jeder Wahlvorschlag einer Gewerkschaft muss von einer von ihr beauftragten Person 

unterzeichnet sein. 

(8) Die oder der Beschäftigte darf nur auf einem Wahlvorschlag benannt werden. 

 

§ 17 
 

(1) Spätestens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit bestellt der Personalrat drei wahlberech-

tigte Beschäftigte als Wahlvorstand und eine oder einen von ihnen als vorsitzende Person. 

Sind in der Dienststelle Angehörige verschiedener Gruppen beschäftigt, so soll jede Gruppe 

im Wahlvorstand vertreten sein. Hat die Dienststelle weibliche und männliche Beschäftigte, 

sollen dem Wahlvorstand Frauen und Männer angehören. Für jedes Mitglied des Wahlvor-

standes kann ein Ersatzmitglied benannt werden. 

(2) Besteht zwei Monate vor Ablauf der Amtszeit des Personalrats kein Wahlvorstand, so 

beruft die Dienststelle auf Antrag von mindestens drei wahlberechtigten Beschäftigten oder 

einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine Personalversammlung zur Wahl des 

Wahlvorstandes ein. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Personalversammlung 

wählt eine Person als Versammlungsleitung. 



§ 18 
 

Besteht in einer Dienststelle, die die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 erfüllt, kein Personal-

rat, so beruft die Dienststelle auf Antrag von mindestens drei wahlberechtigten Beschäftigten 

oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine Personalversammlung zur Wahl 

des Wahlvorstandes ein. § 17 Abs. 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

 

§ 19 
 

Findet eine Personalversammlung (§ 17 Abs. 2, § 18) nicht statt oder wählt die Personal-

versammlung keinen Wahlvorstand, so bestellt ihn die Dienststelle auf Antrag von mindestens 

drei wahlberechtigten Beschäftigten oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft. 

 

§ 20 
 

(1) Der Wahlvorstand hat die Wahl fristgerecht vorzubereiten; sie soll spätestens zwei 

Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Personalrats stattfinden. Kommt der Wahlvorstand 

dieser Verpflichtung nicht nach, so beruft die Dienststelle auf Antrag von mindestens drei 

wahlberechtigten Beschäftigten oder einer in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaft eine 

Personalversammlung zur Wahl eines neuen Wahlvorstands ein. § 17 Abs. 2 Satz 3 und § 19 

gelten entsprechend. 

(2) Der Wahlvorstand hat seine Sitzungen den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften 

bekanntzugeben. Je eine von ihnen beauftragte Person ist berechtigt, mit beratender Stimme 

teilzunehmen. 

(3)Unverzüglich nach Abschluss der Wahl zählt der Wahlvorstand öffentlich die Stimmen, 

stellt das Ergebnis in einer Niederschrift fest und gibt es den Beschäftigten der Dienststelle 

durch Aushang bekannt. Der Dienststelle und den in der Dienststelle vertretenen 

Gewerkschaften ist eine Abschrift der Niederschrift zu übersenden. 

 

§ 21 
 

(1) Niemand darf die Wahl des Personalrats behindern oder in einer gegen die guten Sitten 

verstoßenden Weise beeinflussen. Insbesondere darf keine wahlberechtigte Person in der 

Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts beschränkt werden. § 43 gilt für Mitglieder 

des Wahlvorstands und für Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber entsprechend. 

(2) Die Kosten der Wahl trägt die Dienststelle. Notwendige Versäumnis von Arbeitszeit 

infolge der Ausübung des Wahlrechts, der Teilnahme an den in § 17 Abs. 2 und in den §§ 18 

und 20 Abs. 1 genannten Personalversammlungen oder der Betätigung im Wahlvorstand hat 

keine Minderung der Bezüge oder des Arbeitsentgelts zur Folge. Für die Mitglieder des 

Wahlvorstands gelten § 40 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie § 42 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 5 

entsprechend. 

 

§ 22 
 

(1) Mindestens drei wahlberechtigte Beschäftigte, jede in der Dienststelle vertretene 

Gewerkschaft oder die Dienststelle können innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage der 

Bekanntgabe des Wahlergebnisses die Wahl beim Verwaltungsgericht anfechten, wenn gegen 

wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren 

verstoßen worden und eine Berichtigung nicht erfolgt ist, es sei denn, dass durch den Verstoß 

das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflusst werden konnte. 

(2) Wird die Wahl des Personalrats oder einer Gruppe mit Erfolg angefochten, so setzt die 

oder der Vorsitzende der Fachkammer des Verwaltungsgerichts einen Wahlvorstand ein. 

Wird die Wahl einer Gruppe mit Erfolg angefochten, so ist der Wahlvorstand aus Ange-

hörigen dieser Gruppe zu bilden. Der Wahlvorstand hat unverzüglich eine neue Wahl 



einzuleiten. Bis zur Neuwahl nimmt er die dem Personalrat oder der Gruppe nach diesem 

Gesetz zustehenden Befugnisse und Pflichten wahr. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 1 bleiben die vom Personalrat oder von der Gruppe bis zum 

Eintritt der Rechtskraft des die Ungültigkeit oder Nichtigkeit feststellenden Urteils gefassten 

Beschlüsse rechtswirksam. 

 

§ 23 
 

(1) Die regelmäßige Amtszeit des Personalrats beginnt und endet mit der jeweiligen Wahl-

periode. Sie beträgt vier Jahre. 

(2) Wird ein Personalrat während einer Wahlperiode gewählt, so beginnt seine Amtszeit mit 

dem Tage der Wahl. Sie endet mit Ablauf der laufenden Wahlperiode, wenn bis dahin mehr 

als ein Jahr verstrichen ist, sonst mit Ablauf der folgenden Wahlperiode. Entsprechendes gilt 

für die Gruppe, wenn die Mitglieder einer Gruppe während einer Wahlperiode neu gewählt 

werden. 

(3) Nach Ablauf der Amtszeit des bisherigen Personalrats führt dieser die Geschäfte weiter, 

bis der neue Personalrat zu seiner ersten Sitzung zusammengetreten ist. 

 

§ 42 
 

(2) Versäumnis von Arbeitszeit, die zur ordnungsgemäßen Durchführung der Aufgaben des 

Personalrats erforderlich ist, hat keine Minderung der Bezüge oder des Arbeitsentgelts zur 

Folge. Werden Personalratsmitglieder durch die Erfüllung ihrer Aufgaben über ihre indivi-

duelle Arbeitszeit hinaus beansprucht, so ist ihnen Dienstbefreiung in entsprechendem 

Umfang zu gewähren. 

 

§ 50 
 

(1) In der Landesverwaltung werden für den Geschäftsbereich mehrstufiger Verwaltungen bei 

den Mittelbehörden Bezirkspersonalräte und bei den obersten Landesbehörden Haupt-

personalräte gebildet. 

(2) Die Mitglieder des Bezirkspersonalrats werden von den zum Geschäftsbereich der 

Mittelbehörde, die Mitglieder des Hauptpersonalrats von den zum Geschäftsbereich der 

obersten Landesbehörde gehörenden Beschäftigten gewählt. Soweit bei Mittelbehörden die 

Personalangelegenheiten der Beschäftigten zum Geschäftsbereich verschiedener oberster 

Landesbehörden gehören, sind diese Beschäftigten für den Hauptpersonalrat bei der jeweils 

zuständigen obersten Landesbehörde wahlberechtigt. 

(3) Die §§ 10 bis 12, 13 Abs. 3, 14 Abs. 1, 2, 5 und 6, §§ 15 bis 18 und 20 bis 22 gelten 

entsprechend. Die in § 10 Abs. 4 genannten Beschäftigten sind nicht wählbar. § 11 Abs. 2 

Buchstabe b gilt nur für die Beschäftigten der Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu 

errichten ist. Die Stufenvertretung hat höchstens fünfzehn Mitglieder. Eine Personalversamm-

lung zur Bestellung des Bezirks- oder Hauptwahlvorstands findet nicht statt. An ihrer Stelle 

übt die Dienststelle, bei der die Stufenvertretung zu errichten ist, die Befugnis zur Bestellung 

des Wahlvorstands nach § 17 Abs. 2, §§ 18 und 20 Abs. 1 aus. 

(4) Werden in einer Verwaltung die Personalräte und die Stufenvertretungen gleichzeitig 

gewählt, so führen die bei den Dienststellen bestehenden Wahlvorstände die Wahlen der 

Stufenvertretungen im Auftrag des Bezirks- oder Hauptwahlvorstands durch; andernfalls 

bestellen auf sein Ersuchen die Personalräte oder, wenn solche nicht bestehen, die Dienst-

stellen die örtlichen Wahlvorstände für die Wahl der Stufenvertretungen. 

(5) In den Stufenvertretungen erhält jede Gruppe mindestens ein Mitglied. 

 

 

 



§ 87 
 

 (1) Für die im Landesdienst beschäftigten Lehrkräfte an Schulen und an Studienseminaren 

werden Personalvertretungen - getrennt nach Schulformen und besonderen Einrichtungen des 

Schulwesens - gebildet.  

(2) Für nicht im Landesdienst beschäftigte Lehrkräfte kann die oberste Dienstbehörde 

bestimmen, dass getrennte Personalvertretungen entsprechend Absatz 1 gebildet werden. 

Werden getrennte Personalvertretungen nicht gebildet, bilden die Lehrkräfte der verschie-

denen Schulformen je eine Lehrergruppe. Für diese Lehrergruppen gelten die Vorschriften 

dieses Gesetzes über die Gruppenwahl und die Rechte der Gruppen entsprechend, jedoch 

findet in den Fällen des § 34 Abs. 2 eine gemeinsame Beratung nicht statt. 

 

§ 88 
 

(1) Für die im Landesdienst beschäftigten Lehrkräfte sind die Schulen und die Studien-

seminare nicht Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) Dienststellen im Sinnes dieses Gesetzes für nicht im Landesdienst beschäftigte Lehrkräfte 

sind die Verwaltungen der Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstigen der Aufsicht des 

Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, bei 

denen die Lehrkräfte beschäftigt sind. 

(3) § 1 Abs. 3 findet keine Anwendung. 

 

§ 89 
 

(1) Bei den aufgrund von § 92 Satz 1 Nr. 2 bestimmten Dienststellen und bei den in § 88 Abs. 

2 genannten Dienststellen werden Personalräte gebildet. Für die im Landesdienst beschäf-

tigten Lehrkräfte werden außerdem - getrennt nach Schulformen und besonderen Einrich-

tungen des Schulwesens – 

1. bei den Mittelbehörden Lehrer-Bezirkspersonalräte und 

2. bei dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium Lehrer- Hauptpersonalräte 

gebildet. 

(2) Die Bezirkspersonalräte für Lehrkräfte an Hauptschulen und an Förderschulen nehmen bei 

beteiligungspflichtigen fachaufsichtlichen Maßnahmen der Schulämter die Aufgaben nach 

diesem Gesetz wahr. In diesen Fällen ist der jeweilige Lehrer-Hauptpersonalrat zuständige 

Stufenvertretung. 

 

§ 90 
 

(1) Schulleiterinnen und Schulleiter sind wahlberechtigt und wählbar. Sie gelten als 

Lehrkräfte der Schulform, der die Schule angehört, die sie leiten. Sofern sie Mitglied eines 

Personalrats sind, dürfen sie dann nicht beratend oder entscheidend tätig werden, wenn sie 

selbst oder die Schule, die sie leiten, durch die Angelegenheit unmittelbar betroffen sind. Die 

Sätze 1 und 3 gelten entsprechend für die Ansprechpartnerinnen für Gleichstellungsfragen an 

Schulen. 

(2) Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemäß § 58 SchulG gelten als Lehrkräfte der Schulform, 

in der sie überwiegend verwendet werden. Die in der Ausbildung zu einem Lehrerberuf 

stehenden Beschäftigten gelten als Lehrkräfte der Schulform, der sie im Rahmen der schul-

praktischen Ausbildung zugewiesen werden. Ausbilderinnen und Ausbilder an Studien-

seminaren gelten als Lehrkräfte der Schulform, in der sie verwendet werden oder vor der 

Tätigkeit am Studienseminar gemäß § 6 LABG verwendet worden sind. 


